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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Juli 1964 

6 — 68070 — 5813/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften; 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für selbständige Berufstätigkeiten auf dem Gebiet 
der 

1. Immobiliengeschäfte (Gruppe 640 ISIC) 

2. Dienste für das Geschäftsleben (Gruppe 839 ISIC) 

(Artikel 54 und 63 des Vertrages) 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 24. Juli 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts*Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
PostfacJi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 2504 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige Berufstätigkei- 
ten auf dem Gebiet der 

1. Immobiliengeschäfte (Gruppe 640 ISIC) 

2. Dienste für das Geschäftsleben (Gruppe 839 ISIC) 

(Artikel 54 und 63 des Vertrages) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und Artikel 63 Absätze 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere auf Abschnitt IV A, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt 
VC, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Abschaf- 
fung einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung bei der Niederlassung 
und im Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet der 
Immobiliengeschäfte und der (nicht anderweitig 
eingeordneten) Dienste für das Geschäftsleben vor 
Ablauf des zweiten Jahres der zweiten Stufe vor. 

Beide Tätigkeitsgruppen werden für die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs aus Gründen der Verein- 
fachung der Verfahren in einer Richtlinie zusam- 
mengefaßt. 

Von dieser Richtlinie werden bestimmte Tätig- 
keiten auf dem Gebiet der Immobiliengeschäfte und 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 36 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, S. 32 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845 


der nicht anderweitig eingeordneten Dienste für das 
Geschäftsleben nicht erfaßt; diese Tätigkeiten ge- 
hören zu Tätigkeitszweigen, für die besondere Richt- 
linien erlassen werden, oder sie werden nach den 
Bestimmungen der Allgemeinen Programme erst zu 
einem späteren Zeitpunkt liberalisiert. 

Es werden besondere, auf alle selbständigen Tä- 
tigkeiten anwendbare Richtlinien über die Reise- 
und Aufenthaltsbeschränkungen der Begünstigten^) 
und, soweit erforderlich, über die Koordinierung der 
Schutzvorschriften erlassen werden, die in den Mit- 
gliedstaaten für die Gesellschaften zum Schutze der 
Gesellschafter sowie Dritter bestehen. 

Für die Anwendung der Bestimmungen über das 
Niederlassungsrecht und den freien Dienstleistungs- 
verkehr unterliegt die Gleichstellung der Gesell- 
schaften mit den natürlichen Personen, die Staatsan- 
gehörige der Mitgliedstaaten sind, lediglich den Be- 
dingungen des Artikels 58 und gegebenenfalls der 
Bedingung einer tatsächlichen und fortdauernden 
Verbindung mit der Wirtschaft eines Mitglied- 
staates; es darf daher keine zusätzliche Bedingung, 
insbesondere keine Sondergenehmigung, die nicht 
auch von den inländischen Gesellschaften für die 
Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit verlangt 
würde, gefordert werden, damit ihnen die Rechts- 
vorteile dieser Bestimmungen zugute kommen; diese 
Gleichstellung steht jedoch dem Umstand nicht ent- 
gegen, daß die Mitgliedstaaten verlangen können, 
daß die Kapitalgesellschaften in ihrem Land unter 
der Bezeichnung auftreten, die die Rechtsvorschrif- 
ten des Mitgliedstaats vorsehen, nach denen sie 
gegründet wurden, und auf den im Aufnahme-Mit- 
gliedstaat verwendeten Geschäftspapieren die Höhe 
des gezeichneten Kapitals angeben. 

Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen soweit 
zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

Die Behandlung der im Lohn- und Gehaltsver- 
hältnis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Lei- 
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stungserbringer begleiten oder für seine Rechnung 
tätig werden, wird durch die gemäß Artikel 48 und 
49 des Vertrages erlassenen Bestimmungen geregelt. 

Gegebenenfalls können bis zum Erlaß der Richt- 
linien über die Koordinierung und Anerkennung der 
Diplome und sonstigen Zeugnisse Übergangsmaß- 
nahmen erlassen werden — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


ERSTER TEIL 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
schnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs aufge- 
führten natürlichen Personen und Gesellschaften ™ 
im folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Artikel 
2 und 4 beschriebenen Tätigkeiten auf. 


ZWEITER TEIL 

Tätigkeiten, die unter diese Richtlinie fallen 

ABSCHNITT I 
Immobiliengeschäfte 
Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
selbständigen Tätigkeiten auf dem Gebiet der Im- 
mobiliengeschäfte, die in Anlage I des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit genannt sind (Gruppe ex 
640), mit Ausnahme der in Artikel 3 dieser Richt- 
linie aufgeführten Tätigkeiten. 

2. Die Gruppe umfaßt alle Immobiliengeschäfte der 
Personen oder Gesellschaften, die gewerbsmäßig ihr 
Einkommen entweder aus Eigentum, Besitz, Kauf, 
Verkauf, Vermietung oder Verwaltung von bebau- 
ten oder unbebauten Grundstücken und insbeson- 
dere von industriell, kaufmännisch oder freigewerb- 
lich genutzten Räumen und Wohnräumen oder aus 
einem Recht an diesen Arten von Gütern oder aus 
der Tätigkeit als Vermittler bei Geschäften mit die- 
sen Gütern oder Rechten herleiten. 

3. Die Beschränkungen dieser Berufstätigkeiten 
werden unabhängig von der Bezeichnung der Per- 
sonen, die eine derartige Tätigkeit ausüben, be- 
seitigt. 

Gegenwärtig werden in den Mitgliedstaaten fol- 
gende branchenübliche Bezeichnungen gebraucht: 

In Belgien: 


— agence immobiliere — makelaar in onroerende 
goederen, 

— agence de location — verhuuragentschap, 

— gerance d’immeubles - — beheerbureau van 
onroerende goederen 

In der Bundesrepublik Deutschland: 

— Immobilien-, Hypotheken- und Finanzmakler, 

— Immobilientaxator, Immobilienschätzer, Immo- 
biliensachverständiger, 

— Immobilienhändler, Grundstücksverwertungsge- 
sellschaften, 

— Baubetreuer, 

— Immobilien-, Haus- und Vermögensverwalter 
(einschließlich der Einziehung von Mietforderun- 
gen von den Mietern der verwalteten Grund- 
stücke oder Räume) 

In Frankreich: 

— marchands de biens et agents immobiliers, 

— lotisseurs, 

— administrateurs de biens, gerants et regisseurs 
d'immeubles, 

— syndics de copropriete, 

— agences de location, 

— promoteurs d'operations de construction, 

— societes immobilieres sous leurs diverses formes 

In Italien: 

— intermediario nell'acquisto, nella vendita o nelL 
affitto o locazione di terreni urbani o fondi 
rustici, 

— intermediario nell'acquisto, nella vendita o loca- 
zione di fabbricati ad uso di abitazione, albergo, 
pensione, autorimesse o ad uso commerciale, 
industriale o professionale, 

— agenzie od imprese, per la compra-vendita di 
immobili per gli usi predetti, 

— agenzie o imprese di riscossione di canoni di 
affitte, di fondi rusticio di locazione di immobili 
urbani 

In Luxemburg: 

— - agence immobiliere, 

— gerance d'immeubles, 

— societe immobiliere 

In den Niederlanden: 

— makelaars in onroerende goederen, tussen- 
personen in onroerende goederen (niet zijnde 
makelaars), 

— woningsbureaus, woonruilcentrales, bouw — en 
bemiddelingsbureaus, administratiekantoren van 
onroerende goederen 
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Artikel 3 

Diese Richtlinie findet auf dem Gebiet der Immo- 
biliengeschäfte keine Anwendung auf die folgenden 

selbständigen Tätigkeiten, die zum Anwendungs- 
bereich anderer Richtlinien gehören; 

— die Tätigkeiten der land- und forstwirtschaft- 
lichen Betriebe, selbst in Form von Gesellschaf- 
ten oder Vereinigungen (Klassen 01 und 02 
I.S.LC.), 

— die Tätigkeiten der Finanzierungsgcsellschaften 
(Gruppe 620 LS. FC.), 

— die Tätigkeiten des Landvermessers (Gruppe 
6401), 

— die Tätigkeiten der in dieser Eigenschaft tätigen 
Architekten (ex Gruppe 833 LS.LC.), 

— die Tätigkeiten des Baugewerbes (Gruppe 400 
LS.LC.), 

— die Tätigkeiten der Vermittler in Flandel, Indu- 
strie und Flandwerk (Gruppe 611 LS.LC.), 

— die Tätigkeiten der Reisebüros (Gruppe 718 
LS.LC.), ' 

— die Tätigkeiten des Beherbergungsgewerbes 
(Gruppe 853 LS.LC.). 


ABSCHNiTT II 

Dienste für das Geschaftsleben, 
nicht anderweitig eingeordnet 

Artikel 4 

1, Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten ferner 
für die selbständigen Tätigkeiten der „Dienste für 
das Gescliäftsleben, nicht anderweitig eingeordnet", 
die in Anlage J des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit genannt sind (Gruppe 839), mit Ausnahme 
der in Artikel 5 dieser Richtlinie aufgeführten Tätig- 
keiten. 

2. Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 6 
können diese Tätigkeiten in folgende Untergruppen 
zusammengefaßt werden: 

a) Stellenvermittlungsbüros, 

b) Detekteien, Auskunfteien, Bewachungsdienste, 

c) Werbeagenturen und -dienste, 

d) Organisation von wirtschaftlichen Veranstaltun- 
gen (insbesondere Messen, Ausstellungen, Flan- 
delstage usw.), 

e) Bürohilfsdienste, einschließlich Vermietung von 
mechanischen und elektronischen Büromaschinen, 
und Ubersetzungsdienste, 

f) Beratungsdienste in wirtschaftlichen, finanziel- 
len, kaufmännischen und organisatorischen Fra- 
gen, 

g) literarische und künstlerische Berufe, 


h) sonstige, nicht anderweitig eingeordnete Dienste 
der Gruppe 839 (wie z. B. die Tätigkeit als Schät- 
zer und Gutachter und Dolmetscher). 


Artikel 5 

Diese Richtlinie findet auf dem Gebiet der „nicht 
anderweitig eingeordneten Dienste für das Ge- 
schäftsleben" keine Anwendung auf die folgenden 
selbständigen Tätigkeiten, die zum Anwendungs- 
bereich anderer Richtlinien gehören: 

— Tätigkeiten des Bank- und Versicherungsgewer- 
bes (wie Finanzierungsgesellschaften usw.) und 
der entsprechenden Flilfsberufe (wie Börsen- 
makler, Versicherungsberater, Versicherungs- 
agenten usw.) (Gruppen 620 und 630 LS.LC.), 

— Vermittlertätigkeiten in Flandel, Industrie und 
Handwerk (wie Handelsvertreter, Makler usw.) 
(Gruppe 611 LS.LC.), 

— Tätigkeiten der Hilfsgewerbe des Verkehrs 
(Gruppe 718 LS.LC.), 

— Tätigkeiten als Rechts- oder Steuerberater 
(Gruppen 831 und 833 LS.LC.), 

— Tätigkeiten, die von Wirtschaftsprüfern ausge- 
übt werden können (Gruppe 832 LS.LC.), 

— Tätigkeiten in Film und Theater, Sport und 
Unterhaltung (Klasse 84 LS.LC.) (insbesondere 
sportliche Veranstaltungen, Vermittlungsbüros 
für Künstler), 

— selbständige Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Presse (ex Gruppe 839 LS.LC.). 


ABSCHNITT III 

Ausnahmen auf Grund besonderer 
V ertragsbestimmungen 

Artikel 6 

1. Die Richtlinie findet ferner auf Tätigkeiten, die 
in einem Mitgliedstaat mit der Ausübung öffent- 
licher Gewalt verbunden sind, in diesem Mitglied- 
staat keine Anwendung (Artikel 55 Absatz 1). Es 
sind dies: 

a) Vermittlung von Arbeitskräften: 

— in der Bundesrepublik Deutschland: gemäß 
§ 35 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung (AVAVG), 

— in Belgien: entgeltliche Stellenvermittlungen 
gemäß Königlichem Erlaß vom 10. April 1954, 

— in Frankreich: Stellenvermittlungen (Dekret 
vom 24. Mai 1945), 

— in Italien: Stellenvermittlungen gemäß Artikel 
11 und 12 des Gesetzes Nr. 628 vom 22. Juli 
1961, 
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— in Luxemburg: Stellenvermittlung gemäß 
Großherzoglichem Erlaß vom 30. Juni 1945 
über die Errichtung eines Landesarbeitsamtes, 

— in den Niederlanden: Stellenvermittlungen 
gemäß den Bestimmungen des Arbeidsbe- 
middelingswet vom 29. November 1930 

b) Die Errichtung von Messen und Märkten, soweit 
sie öffentlichen Stellen Vorbehalten ist. 

2. Unberührt bleiben ferner die Sondervorschriften 
für Ausländer, die gemäß Artikel 56 Absatz 1 ge- 
rechtfertigt sind, solange eine Koordinierung nach 
Artikel 56 Absatz 2 nicht stattgefunden hat. 

Diese sind gegenwärtig: 

In allen Mitgliedstaaten: Die Bestimmungen über 
die Tätigkeit der Feldhüter und Forstaufseher 

— in Italien; Artikel 133 ff. des Einheitstextes der 
Gesetze über die öffentliche Sicherheit und Ar- 
tikel 249 bis 260 der Durchführungsverordnung, 
die für die Tätigkeit als vereidigter Wachmann 
auf Grund der diesen zugewiesenen kriminal- 
polizeilichen Befugnisse die italienische Staats- 
angehörigkeit vorschreiben. 


DRITTER TEIL 

Aufzuhebende Beschränkungen 

Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie die Inländer im Aufnahme- 
land niederzulassen oder dort Dienstleistungen 
zu erbringen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung oder 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verbieten oder beschränken: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

— durch das Erfordernis einer Reisegewerbe- 
karte für das Aufsuchen von anderen Per- 
sonen im Rahmen ihres Geschäftsbetriebes 
[Gewerbeordnung § 55 d in der Fassung vom 
5. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 61, 
Berichtigung S. 92); Verordnung vom 30. No- 
vember 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 87)], 

— durch das Erfordernis einer besonderen Ge- 
nehmigung für die Zulassung ausländischer 
juristischer Personen zum Gewerbebetrieb im 


Inland {§ 12 Gewerbeordnung und § 292 Ak- 
tiengesetz) I 

b) in Belgien: 

durch das Erfordernis einer Carte professionnelle 

(Arrete Royal Nr. 62 vom 16. November 1939, 

Arrete Ministeriel vom 17. Dezember 1945, 

Arrete Ministeriel vom 11. März 1954); 

c) in Frankreich: 

— durch das Erfordernis einer Carte d'identite 
d'etranger commerc^ant (Decret-loi vom 
12. November 1938, Decret vom 2, Februar 
1939, Loi vom 8. Oktober 1940, Loi vom 
10. April 1954, Decret Nr. 59-852 vom 9. Juli 
1959), 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit für Inhaber und leiten- 
des Personal privater Auskunfteien und De- 
tekteien gemäß Loi Nr. 891 vom 28. Septem- 
ber 1942 (Journal olliciel vom 30. Oktober), 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit für die Schätzung durch 
Schätzer und Gutachter (commissaires-pri- 
seurs) an ihrem Amtssitz, wenn das Gut- 
achten gemäß Gesetz vom 27. Ventöse des 
Jahres IX von einem öffentlich bestellten 
Sachverständigen abgegeben werden muß; 

d) in Italien: 

— durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufes 
als Schätzer (stimatori pubblici) und Sachver- 
ständiger (periti ed esperti) (Artikel 32 Nr. 3 
des R.D. vom 20. September 1934 Nr. 2011), 

— durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit für die Einschreibung in den 
„Ruolo dei mediatori" (Legge Nr. 253 vom 
21. März 1958), 

— ■ durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit für die Ausübung des Berufes 
eines Dolmetschers (selbständiger Dolmet- 
scher; Artikel 123 des Testo Unico delle leggi 
di Pubblica Sicurezza, genehmigt durch den 
Decreto Reale Nr. 773 vom 18. Juni 1931, und 
Artikel 234, 236, 239 des Regolamento di 
esecutione zum Testo Unico, genehmigt durch 
den Decreto Reale Nr. 635 vom 6. Mai 1940), 

— durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit für die Tätigkeit der Beschaf- 
fung von Privatauskünften (Artikel 134, Testo 
Unico delle leggi di Pubblica Sicurezza), den 
Besitz einer Auskunfteifirma, den Besitz eines 
Bewachungsunternehmens, soweit nicht durch 
Artikel 6 ausgeschlossen (agenzie investiga- 
tive, servizi di informazione et sorveglianza); 

e) in Luxemburg: 

— durch die begrenzte Geltungsdauer der den 
Ausländern nach Artikel 21 des luxembur- 
gischen Gesetzes vom 2. Juni 1962 erteilten 
Genehmigung (Memorial A Nr. 31 vom 
19. Juni 1962). 


5 



Drucksache IV/2504 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


VIERTER TEIL 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 8 

1 . Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die von die- 
ser Richtlinie Begünstigten den Berufsorganisationen 
unter denselben Bedingungen und mit den gleichen 
Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht auf Wählbarkeit und das Recht, 
durch Wahl oder Ernennung in leitende Positionen 
in der Berufsorganisation zu gelangen. Diese leiten- 
den Positionen können jedoch Inländern Vorbehal- 
ten werden, wenn die betreffende Organisation auf 
Grund einer Rechts- oder Verwaltungsvorschrift an 
der Ausübung der öffentlichen Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zu der Handelskammer und zu der 
Handwerkskammer den von dieser Richtlinie Be- 
günstigten nicht das Recht auf Teilnahme an der 
Wahl der Verwaltungsorgane. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung der in Artikel 2 
und 4 definierten Berufstätigkeiten in einen anderen 
Mitgliedstaat begeben, keine Beihilfen, durch welche 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 10 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 und 4 genannten Tätigkeiten ein Zuver- 
lässigkeitsnachweis und der Nachweis, daß sie vor- 
her nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer 
dieser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 
Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines 
Strafregistersauszuges oder in Ermangelung dessen 
die Vorlage einer von einer zuständigen Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Herkunfts- 


landes ausgestellten gleichwertigen Urkunde an, aus 
der sich ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 

2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer zuständigen Rechts- oder Verwaltungs- 
behörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, 
für seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder 
Herkunftslandes abzugeben hat. Das gleiche gilt, 
wenn im Heimat- oder Herkunftsland eine Beschei- 
nigung über das Nichtvorliegen von nichtrichter- 
lichen Verfügungen, wie Amtsenthebung, Widerruf 
von GenehmigungGn oder Löschung in Registern, 
nicht ausgestellt wird. 

3. Die gemäß Absatz 1 und 2 ausgestellten Be- 
scheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter 
als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 12 vorgesehenen Frist die für die Ausstel- 
lung der vorgenannten Bescheinigungen zuständigen 
Behörden und Stellen und unterrichten davon un- 
verzüglich die anderen Mitgliedstaaten und die 
Kommission. 

Artikel 11 

Mitgliedstaaten, die die Berufeausübung von der 
Ablegung eines Eides abhängig machen, überprüfen, 
ob die derzeitige Eidesformel von Nichtstaatsange- 
hörigen geleistet werden kann. Andernfalls legen sie 
eine geeignete und gleichwertige Formel fest. 


Artikel 12 

Die Mitglicdstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzten die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Drucksache IV/2504 


Anlage 


Zusammenstellung der sich ähnelnden Tätigkeiten der Gruppe 839 

(außer Presseberufen) 


Untergruppe 1 : 

Stellenvermittlung 

1. Stellenvermittlungsbüro 

2. Stellcnvermiltlungsbüro außer für Theater und Rundfunk 

3. Pflegerinnenstellenvermittlungsbüro 

4. Stellenvermittlungsagcntur für Lehrpersonal 

Untergruppe 2; 

Detekteien, Auskunfteien, Bewachungsdienste 

1. Wach- und Schließdienst 

2. Detektivbüro 

3. Kreditauskunftei 

Untergruppe 3: 

Werbedienste 

1. Werbeagentur 

2. Reklamemusterversanddienst 

3. Plakatanschlagunternehmen 

4. Anschlagtafelwerbeagenturcn 

5. Werkstatt für Gebrauchsgraphik 

6. Selbständiger Gebrauchsgraphiker 

7. Direktwerbedienst 

8. Außenwerbedienst 

9. Werbedienst 

10. Selbständiger Schaufensterdekorateur 

11. Selbständiger Werbetexter (oder selbständiger Werbeschriftsteller) 
Untergruppe 4: 

Messen und Ausstellungen 

1. Landwirtschaftlicher Ausstellungsdienst 

2. Veranstaltung von Vorführungen, außer Athletik 

3. Veranstaltungen von Ausstellungen 

4. Veranstaltungen von Messen und Jahrmärkten (außer Rummelplätzen) 

Untergruppe 5: 

Bürodienste 

1. Anschriftenverzeichnisdienst 

2. Adressierdienst 

3. Pausierdienst, Lichtpausanstalt 

4. Büromaschinenverleih 

5. Adressenverlag 

6. Vervielfältigungsdienste: 

— (Service de duplication) 

— (Service de roneographie) 

— (Service de polycopie) 
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7. Photokopierdienst 

8. Stenographendienste 

9. üb ersetzungs dienst 

10. Schreibmaschinenschreibdienst 

11. Postversanddienst 

Untergruppe 6; 

F i n a n z i e r u n g s - und Beratungsdienste 

1. Versicherungsmathematischer Berater 

2. Rationalisierungsbüro 

3. Geschäftsberater *) 

4. Wirtschaftlicher und statistischer Berater *) 

5. Selbständiger Volkswirt *) 

6. Selbständiger Rationalisierungsfachmann 

7. Berater für die Besetzung leitender Stellen 

8. Selbständiger Finanzprüfer *) 

9. Betriebsführungsberater *) 

10. Personalleitungsdienst 

11. Nichtstaatlicher statistischer und Wirtschaftsdienst *) 

12. Selbständiger Statistiker *) 

13. Notierungsdienst 

14. Zeitansagedienst 

15. Inkassobüro 

16. Zeitungsausschnittdienst 

Untergruppe 7: 

Literarische und künstlerische Berufe 

1. Selbständiger Schriftsteller 

2. Selbständiger Schauspieldichter 

3. Freier Dichter 

4. Selbständiger Lektor 

5. Bildhauer 

6. Kunstmaler 

7. Damastdesignerdienst 

8. Werkstatt für Spitzenmuster 

9. Selbständiger Stoffmusterentwerfer (-designer) 

10. Atelier für Kostümentwürfe 

11. Modeberatungsdienst 

12. Modezeichenatelier, Modeschöpfer 

13. Stiefel- und Schuhmodellentwurfsdienst 

14. Schuhmodell-Werkstatt 

Untergruppe 8: 

Andere Dienste der Gruppe 839 (wie Schätzer, 
Dolmetscher usw. ) 

1. Selbständiger Verzollungsagent 

2. Selbständiger Zolltarifspezialist 

3. Taxator, ausgenommen für Immobilien und Versicherung 

4. Selbständiger Dolmetscher 


♦) Die bezeichneten Berufstätigkeiten werden nicht von der Richtlinie betroffen, da sie 
durch die Richtlinie zu Gruppe 832 erfaßt werden. 
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